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dass wir die Debatte verändern müssen,
ist für Sie kein Maßstab für Ihr politi-
sches Handeln, sondern Sie setzen un-
gehindert das fort, was im Jahr 2012
und 2013 durch die Wissenschaftler an-
gemahnt worden ist zu verändern. 

Ich will auch hier noch einmal auf die
Studie „Lebenswelt junger Muslime in
Deutschland“ eingehen. Dort heißt es,
dass „Radikalisierungstendenzen von
Muslimen und ihre Abwendung von
westlichen Wertmaßstäben und Lebens-
weisen aber auch dadurch teilverur-
sacht werden, dass sich Muslime von
der deutschen Mehrheitsgesellschaft
als negativ Dargestellte marginalisiert
betrachten, Misstrauen und Ablehnung
erzeugen Distanzierung und Radikalisie-
rung. Es handelt sich also um eine
selbsterfüllende Prophezeiung“. Und an
dieser selbsterfüllenden Prophezeiung
arbeiten Sie insbesondere auch damit
weiter fort, dass Sie ohne jegliches Zö-
gern ein Begriffswirrwarr in Ihrem An-
trag erzeugen, der natürlich Muslime,
friedliche Muslime, die ganz normal ih-
rem gesellschaftlichen Alltag nachge-

In der Plenarsitzung am 29. Januar
hatte sich der Thüringer Landtag mit
dem CDU-Antrag „Freiheitlich demo-
kratische Grundordnung schützen -
Islamistischen Terror ächten und be-
kämpfen“ befasst. In der Debatte er-
griff für die Linksfraktion deren in-
nenpolitischer Sprecher, Steffen Dit-
tes, das Wort. Im Folgenden Auszüge
aus seiner Rede:

„Meine Damen und Herren der CDU,
wir haben Sie immer in anderen Debat-
ten davor gewarnt, Probleme dadurch zu
verharmlosen, dass man sie nicht beim
Namen nennt. Frau Holbe (CDU, d.R.),
Sie hatten darauf verwiesen und hatten
daraus einen Vorwurf abgeleitet. Ich
möchte Ihnen noch einmal etwas sagen.
Man kann Probleme aber auch zu einen
Popanz aufbauen, indem man Lösungs-
vorschläge in die Diskussion mit ein-
bringt und auf deren notwendige Umset-
zung verweist, dann glauben tatsächlich
die Menschen, hier besteht dringender
Handlungsbedarf, den sie anderenfalls
von der tatsächlichen Analyse über-

Mitsprache bei der
Verkehrsplanung

bekommen durch Bildung und in Zu-
kunft durch die Anerkennung ihrer Be-
rufsabschlüsse und wir müssen aufhö-
ren mit solchen irrsinnigen Forderun-
gen, dass Integration dann vollendet ist,
wenn Familien aus anderen Ländern zu
Hause Thüringer Dialekt sprechen. 

Nicht der Islamismus fordert die De-
mokratie heraus, sondern die offen ge-
äußerten Überfremdungsängste und die
herbeifantasierte hervorstehende Isla-
misierung. Was das Schlimme ist, was
ich Ihnen tatsächlich vorwerfe in dieser
Debatte, dass Sie mit Ihrer einseitigen
Ausrichtung natürlich zweierlei provo-
zieren. Sie provozieren einerseits den
Anstieg weiterer islamophober Einstel-
lungen, sprich, Sie verstärken rassisti-
sche Einstellungen der Gesellschaft,
aber auf der anderen Seite provozieren
Sie genau das, was Sie vorgeben be-
kämpfen zu wollen. Nämlich Sie provo-
zieren die Radikalisierung insbesondere
junger Muslime und das sollte Ihnen tat-
sächlich auch bekannt sein aus den Aus-
einandersetzungen, aus den Debatten
hier in den vergangenen Jahren, denn

Die Landesregierung will die Fer-
waltungsstrukturen im Land neu
ordnen. Im rot-rot-grünen Koaliti-
onsvertrag sind sich die Parteien
einig, dass die erfolgreiche Durch-
führung einer Verwaltungs-, Funk-
tional- und Gebietsreform zu den
wichtigen Herausforderungen ge-
hört, vor denen das Land Thüringen
steht.  Mit einem gemeinsamen An-
trag fordern jetzt die Koalitions-
fraktionen die Landesregierung
auf, in diesem Jahr ein kommunales
Leitbild „Zukunftsfähiges Thürin-
gen“  vorzulegen, ein Vorschaltge-
setz zur Verwaltungs-, Funktional-
und Gebietsreform zu erarbeiten,
ein gestuftes Neugliederungsver-
fahren, in dem freiwilligen gebietli-
chen Veränderungen Vorrang ein-
geräumt wird (Freiwilligkeitspha-
se), durchzuführen, die bestehen-
den Landesbehörden einer Aufga-
benkritik zu unterziehen, insbeson-
dere auch im Hinblick auf die Kom-
munalisierung der von ihnen wahr-
genommenen Aufgaben und im
Rahmen der Neugliederungen ein
Netz von Bürgerservicebüros und
deren räumliche Verknüpfung mit
Institutionen sozialer Infrastruktur
zu konzipieren. 

Ein Leitbild „zukunftsfä-
higes Thüringen“

Mit Blick auf die vorliegenden
Fahrplanentwürfe der Thüringer
Nahverkehrsservicegesellschaft
(NVS) Thüringen verweist Dr. Gud-
run Lukin, Sprecherin für Ver-
kehrspolitik und Infrastruktur der
Linksfraktion, darauf, dass alle
Bürgerinnen und Bürger aufgeru-
fen sind, bis zum 1. März diese
Entwürfe zu prüfen und ihre Vor-
schläge und Kritiken zu unterbrei-
ten. „So sollen die Mitwirkungs-
rechte der Nutzer gestärkt, aber
auch die Akzeptanz für die Fahr-
planveränderungen hinterfragt
werden“, betonte die Verkehrspoli-
tikerin und erklärte: „Gleichzeitig
sollten die Kommunen und Ver-
kehrsunternehmen prüfen, ob sich
mit den angezeigten Veränderun-
gen eine bessere Verknüpfung von
Bahn und Bus in den Regionen er-
reichen lässt. Ziel der Verkehrspla-
nung muss es sein, durch gut ver-
taktete Bahn- und Busverbindun-
gen mehr Kunden zum Umsteigen
in öffentliche Verkehrsmittel zu be-
wegen. Deshalb müssen alle Vor-
schläge ernsthaft geprüft wer-
den.“ 

Hinweise und Kritiken sind an die
Adresse des Dienstleiters zu rich-
ten: info@nvsthueringen.de mit
dem Betreff „Fahrplan 2016“ oder
per Post an die NVS in der Schmidt-
stedter Straße 34, 99084 Erfurt.  

Steffen Dittes in der Debatte: Man kann Probleme aber auch zu einem Popanz aufbauen

Zusammen mit dem Mi-
nisterpräsidenten Bodo
Ramelow und weiteren
Mitgliedern der Thüringer
Landesregierung hatten
Abgeordnete der Koaliti-
onsfraktionen von LINKE,
SPD und Bündnis90/Grü-
ne am 12. Februar vor
dem Landtag in Erfurt zur
Unterstützung des Bünd-
nisses „Dresden Nazi-
frei!“ sowie des Thüringer
Aktionsbündnisses gegen
Rechts aufgerufen.
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haupt nicht herleiten können. Wenn es
uns tatsächlich um Prävention und Auf-
klärung geht, dann haben wir in Thürin-
gen die Beratungsstellen. Es sind näm-
lich die muslimischen Gemeinden, denn
es kann uns doch nicht darum gehen,
dass wir Menschen, von ihrem religiö-
sen Glauben abzufallen, sondern es
muss uns darum gehen, dort, wo Men-
schen ihren Glauben fanatisieren und
radikalisieren, sie wieder dort zurückzu-
führen, wo sie ein Teil religiöser Vielfalt
sind, wo sie ein Teil einer interreligiösen
Kultur sind, wo sie Teil eines interreligiö-
sen Dialogs sind, und das heißt, wir
müssen mit den muslimischen Gemein-
den in Thüringen ins Gespräch kommen,
diese stärken, dass sie diese wichtige
Aufgabe aus ihrer Glaubensrichtung
heraus bewältigen können.

Und wir als deutsche Gesellschaft
müssen eben auch den Menschen ein
Angebot machen, dass sie Teil dieser
Gesellschaft werden, das heißt, sie müs-
sen die gesellschaftliche Teilhabe bei
politischen Entscheidungen haben, sie
müssen die soziale Teilhabe ermöglicht

der Thüringen-Monitor 2012 und 2013,
der noch von Ihrer Regierung in Auftrag
gegeben worden ist, hat sich genau mit
diesen Fragen auseinandergesetzt. 

Ich will Ihnen hier einmal aus dem
Monitor 2012 zitieren: „Keine andere
gesellschaftliche Gruppe wie die Musli-
me ist so starken negativen Vorurteilen
ausgesetzt.“ – und der Thüringen-Moni-
tor 2013 untersucht diesen Befund wei-
ter: „Dabei gibt es signifikante Differen-
zen bei der Bewertung von Zuwanderern
aus unterschiedlichen Ländern und Kul-
turkreisen“, das heißt, eine überdurch-
schnittliche Ablehnung von Zuwande-
rung aus arabischen Ländern, die im üb-
rigen synonym für Muslime verwandt
werden, „in denen das Fortbestehen be-
reits älterer kultureller Vorurteile sowie
vermutlich auch die Auswirkung angst-
besetzter Diskurse der jüngsten Vergan-
genheit (Islamismus und Terrorgefahr)
anklingen“. Meine Damen und Herren
der CDU-Fraktion, das, wovor uns ei-
gentlich die Autoren des Thüringen-Mo-
nitors gewarnt haben und uns in das
Hausaufgabenheft geschrieben haben,

hen, sich angesprochen fühlen müssen.
Sie reden einerseits von islamistischem
Terror, Sie reden von islamistischen Ver-
bindungen. Frau Holbe, Sie setzen in Ih-
rer Einbringungsrede noch einen drauf,
indem Sie sagen „islamischer Terror“.
Dann reden Sie vom Salafismus, von ter-
roristischen Vereinigungen, von gewalt-
bereiten Salafisten, von dschihadisti-
schen Salafisten, von radikal-islami-
schen Gruppen. Sie reden einfach pau-
schal von Muslimen und fanatischen
Glaubensanhängern. 

Das ist doch der Grund auch dafür,
warum eine Aufklärung in der Gesell-
schaft tatsächlich Not tut, um genau
diese Differenzierung von verschiede-
nen Glaubensrichtungen im Islam auch
einmal deutlich zu machen: Ab welchem
Punkt, ab welcher Einstellung, ab wel-
chem konkreten gesellschaftlichen Han-
deln erwächst tatsächlich eine Gefahr
für Menschen, aber auch für das freie
Miteinanderleben der Menschen in
Europa? Das werden Sie eben mit Ihrem
Antrag nicht zum Ausdruck bringen kön-
nen.“                                                          


